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I Einleitung

Investitionsentscheidungen erfordern unter anderem die Planung zukünftiger Steuerbelastun-

gen, da diese möglicherweise einen wesentlichen Kostenfaktor von Investitionen darstellen.1

Voraussetzung für die Berücksichtigung von Steuern in den Entscheidungskalkülen von Inves-

toren ist es, dass diese die zukünftigen Steuerbelastungen einzelner zur Verfügung stehender

Handlungsalternativen bereits vor Durchführung der Investition abschätzen können. Es muss

Investoren also möglich sein, Steuerplanung zu betreiben, um Steuerfolgen und -wirkungen in

Hinblick auf das zukünftige Investitionsprojekt beurteilen zu können.2 Allerdings ist die Er-

mittlung zukünftiger Steuerbelastungen von Investitionsprojekten häu�g mit hoher Rechts-

unsicherheit behaftet.3 Ursächlich für solche steuerliche Rechtsunsicherheit können komplexe

und unbestimmte steuerliche Gesetzesvorschriften sein, die erhebliche Ermessensspielräume

zulassen.4 Uneindeutigkeiten des Steuerrechts führen dazu, dass das Risiko von Fehlinter-

pretationen eines steuerlichen Sachverhalts (Auslegung) oder der steuerlichen Folgen (Be-

wertung) von Investitionsprojekten trotz sorgfältiger Recherchen für Steuerp�ichtige nicht

ausgeschlossen werden kann.5

Die ökonomischen Wirkungen steuerlicher Unsicherheit auf Investitionsentscheidungen von

Steuerp�ichtigen sind Gegenstand zahlreicher theoretischer und empirischer Studien. Mit

1Vgl. exemplarisch zum Ein�uss von Steuern auf Investitionsentscheidungen Wagner/Dirrigl (1980); Scholes
et al. (2008); Schreiber (2012). Rose argumentiert sogar, dass Planungen, die ohne Berücksichtigung von
Steuern durchgeführt werden, nur ein geringer Wert zugesprochen werden kann. Vgl. Rose (1995), S. 481 f.

2Vgl. Voÿ (1992), S. 4.
3Rechtsunsicherheit führt zu unsicherer Steuerplanung. Ausführliche rechtswissenschaftliche Auseinander-
setzungen mit dem Thema Steuerplanung und Ungewissheit �nden sich bspw. bei Schneider (1982); Rose
(1989, 2002); Voÿ (1992); Jebens (1995); Sureth (1999, 2006) m.w.N; Niemann (2001); Hey (2002, 2004).

4Vgl. Voÿ (1992), S. 27.
5Siehe Rose (1995), S. 483; Scholes et al. (2008), S. 20.
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I Einleitung

Hilfe des Realoptionsansatzes untersuchen beispielsweise Pawlina/Kort (2005) den Ein�uss

von Unsicherheit über eine politische Änderung, die auch als Steuerunsicherheit interpre-

tiert werden kann, auf das Investitionsverhalten. Die Autoren zeigen, dass Investoren im

Fall von Politikunsicherheit, die zu steigenden Investitionskosten führen kann, früher inves-

tieren als bei konstanten Kosten. Allerdings hat Politikunsicherheit einen nicht-monotonen

E�ekt auf den kritischen Investitionszeitpunkt, womit deutlich wird, dass das Ausmaÿ von

Unsicherheit bei Investitionsentscheidungen von Bedeutung ist. Auch Gries/Prior/Sureth

(2012), die den Ein�uss von Steuersatzänderungen auf Investitionsentscheidungen bei Un-

sicherheit über die zukünftigen Zahlungsströme analysieren, �nden heraus, dass Unsicher-

heit im steuerlichen Kontext zu paradoxen Wirkungen führt und insbesondere das Ausmaÿ

von Unsicherheit bedeutend ist. Agliardi (2001) und Niemann (2011) zeigen, dass Steuer-

politikunsicherheit Investitionen verzögern kann. Niemann (2011) �ndet zusätzlich heraus,

dass steigende Steuerunsicherheit Investitionen beschleunigen kann, nämlich dann, wenn die

Steuerunsicherheit im Vergleich zur Unsicherheit über die zukünftigen Cash�ows klein ist

und wenn beide stochastischen Prozesse positiv korreliert sind. Darüber hinaus liefern Ed-

miston/Mudd/Valev (2003) und Edmiston (2004) empirische Evidenz dafür, dass Steuerun-

sicherheit einen negativen Ein�uss auf die Investitionstätigkeit von Steuerp�ichtigen hat.

Die erwähnte Literatur weist somit darauf hin, dass das Investitionsverhalten von Steuer-

p�ichtigen durch Steuerunsicherheit negativ beein�usst werden kann und insbesondere auch

das Ausmaÿ von Unsicherheit bei der Entscheidung über die Durchführung eines Investiti-

onsprojekts von Bedeutung ist. Diese, durch die Modellierung von Steuerpolitikunsicherheit

gewonnenen Erkenntnisse lassen sich auf die im Rahmen der vorliegenden Arbeit betrachte-

te steuerliche Rechtsunsicherheit in Auslegungs- und Bewertungsfragen übertragen. Es wird

deutlich, dass die Möglichkeit zur sicheren Steuerplanung für Steuerp�ichtige bei Investiti-

onsentscheidungen von groÿer Bedeutung ist. Führen Steuerp�ichtige aufgrund von Rechts-

unsicherheit im Vergleich zu einem sicheren steuerlichen Umfeld weniger Investitionsprojekte

durch, erfahren die Steuerbehörden möglicherweise eine Reduzierung von Steuereinnahmen.

Auÿerdem kann ein sehr unsicheres steuerliches Umfeld zu einer Verschlechterung der Stand-

ortattraktivität eines Landes für Investitionen führen.
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I Einleitung

Vor dem Hintergrund existierender Steuerunsicherheit stellen viele Steuerbehörden �skalische

Instrumente zur Verfügung, die die Steuerunsicherheit vor der Durchführung von Investiti-

onsprojekten für Steuerp�ichtige reduzieren bzw. vermeiden können. Auf nationaler Ebe-

ne stellen sogenannte Advance Tax Rulings (ATRs) bzw. verbindliche Auskünfte zwischen

Steuerp�ichtigen und der jeweils betro�enen Steuerbehörde ein solches Instrument dar. Zur

Vermeidung von grenzüberschreitenden Verrechnungspreiskon�ikten können Steuerp�ichti-

ge sogenannte Advance Pricing Agreements (APAs) bei den an den grenzüberschreitenden

Transaktionen beteiligten Steuerbehörden beantragen.

ATRs sichern im Rahmen einer Vorwegentscheidung der Steuerbehörde die steuerlichen Kon-

sequenzen einer Investitionsalternative ab.6 In Deutschland können Steuerp�ichtige beispiels-

weise gem. � 89 Abs. 2 AO auf Antrag beim Finanzamt eine verbindliche Auskunft einho-

len.7 Diese wird für einen genau bestimmten noch nicht verwirklichten Sachverhalt,8 bei

dem in Hinblick auf die erheblichen steuerlichen Auswirkungen ein groÿes Dispositionsinter-

esse besteht,9 erteilt. Der antragstellende Steuerp�ichtige10 ist aufgefordert, sein besonderes

steuerliches Interesse darzulegen und das vorliegende Rechtsproblem eingehend zu begrün-

den.11 Eine Bindungswirkung einer erteilten verbindlichen Auskunft besteht hierbei, wenn

der tatsächlich realisierte Sachverhalt nicht wesentlich vom dargestellten abweicht und wenn

zu Grunde gelegte Rechtsvorschriften nicht aufgehoben oder geändert werden.12 Für die Er-

teilung einer verbindlichen Auskunft fallen in Deutschland Gebühren an, die grundsätzlich

durch den Gegenstandswert13 festgelegt werden.

ATRs stellen ein Instrument dar, mit dem Steuerp�ichtige die steuerlichen Folgen zukünftiger

6Siehe für eine ausführliche allgemeine De�nition Romano (2002), S. 118 �.
7Da � 89 Abs. 2 als �Kann-Regelung� gestaltet ist, begründet diese Vorschrift noch keinen ausnahmslosen
Rechtsanspruch. Vgl. Lahme/Reiser (2007), S. 409; Baum (2008), S. 1229.

8Vgl. Rätke (2009), S. 951.
9Ein erhebliches Interesse kann angenommen werden, wenn die wirtschaftliche Maÿnahme von der verbind-
lichen Auskunft abhängt und wenn die Rechtsfrage noch nicht geklärt ist. Vgl. Rätke (2009), S. 952.

10Vgl. exemplarisch Baum (2008), S. 1230 f.; Rätke (2009), S. 952.
11Vgl. Baum (2008), S. 1234 f.; Rätke (2009), S. 952.
12Vgl. Steuer-Auskunftsverordnung, � 2. Zur rechtlichen Einordnung und zur Praxisbedeutung der Bindungs-
wirkung siehe Franke/Cölln (2008).

13Der Gegenstandswert ist der Wert, den die Auskunft für den Antragsteller hat. Dieser lässt sich ermitteln,
indem die steuerlichen Auswirkungen bei der vom Antragsteller vorgetragenen Rechtsau�assung denen
gegenübergestellt werden, die einträten, wenn die Finanzbehörde eine entgegengesetzte Rechtsau�assung
vertreten würde.
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I Einleitung

nationaler Investitionsprojekte rechtssicher abklären können. Im Rahmen grenzüberschrei-

tender Investitionstätigkeit können multinationale Investoren Rechtsunsicherheit, die durch

die Festlegung steuerlicher Verrechnungspreise entsteht, mit Hilfe von APAs lösen.

Für multinationale Konzerne ist die Festlegung steuerlicher Verrechnungspreise, die sie für

konzerninterne Transfers zwischen ihren international tätigen, verbundenen Unternehmen

mit Hilfe des Fremdvergleichsgrundsatzes14 festlegen, häu�g mit Rechtsunsicherheit behaf-

tet. Steuerliche Verrechnungspreise bilden die Grundlage für die Gewinnermittlung eines

Konzerns mit dem Ziel, das Steuersubstrat für die einzelnen, an den grenzüberschreitenden

Lieferungen beteiligten Steuerbehörden abzugrenzen. Vor diesem Hintergrund kann die Ak-

zeptanz der von den multinationalen Unternehmen festgelegten Verrechnungspreismethode

durch die Steuerbehörden nicht vorausgesetzt werden.15 Eine Nicht-Akzeptanz von Verrech-

nungspreisen durch Steuerbehörden kann möglicherweise zu einer Erhöhung der Steuerlast,

zu Doppelbesteuerung sowie zu Strafzahlungen führen.

Zahlreiche Länder haben mittlerweile, auf Grundlage einer OECD-Empfehlung16, APAs ein-

geführt,17 die ein �skalisches Instrument zur Beseitigung von Rechtsunsicherheit bei der

Festlegung von Verrechnungspreisen darstellen. Ein APA ist ein Vorabverständigungsverfah-

ren zwischen einem (oder mehreren) Steuerp�ichtigen und einer (oder mehreren) Steuerbe-

hörde(n). Ziel ist es, schon vor Verwirklichung der Geschäftsvorfälle zwischen verbundenen

Unternehmen mit Sitz in verschiedenen Staaten eine verbindliche Vereinbarung über eine

14Der Fremdvergleichsgrundsatz, der in Deutschland in § 1 des Auÿensteuergesetzes festgeschrieben ist,
besagt, dass Verrechnungspreise für steuerliche Zwecke einem Preis entsprechen müssen, den unabhängige
Dritte am freien Markt dafür vereinbart hätten.

15Steuerbehörden vermuten bei multinationalen Unternehmen häu�g, dass sie ihre Gewinne durch die Ge-
staltung von Verrechnungspreisen ins niedriger besteuerte Ausland verlagern. Empirische Evidenz dafür
liefern bspw. Bartelsman/Beetsma (2003); Clausing (2003); Overesch (2006); Huizinga/Laeven (2008). Für
einen Überblick über empirische Studien zu Gewinnverlagerungen an sich und deren mögliche Ausprägun-
gen siehe auch Heckemeyer/Overesch (2013) sowie Weichenrieder (2009) und Klassen/Laplante (2012), zu
Gewinnverlagerungen durch Verrechnungspreise zudem etwa Luckhaupt/Overesch/Schreiber (2012). Zur
Schätzung des Ausmaÿes von Buchgewinnverlagerungen durch Verrechnungspreise und Finanzierungsent-
scheidungen deutscher multinationaler Unternehmen siehe Heckemeyer/Spengel (2008, 2009). Die groÿe
Bedeutung von Gewinnverlagerungen aus Sicht der Steuerbehörden zeigt auch die Initiative der OECD zu
�Base Erosion and Pro�t Shifting (BEPS)�. Vgl. OECD (2013a). Das Projekt zielt darauf ab, Ländern,
die von Gewinnverlagerungen betro�en sind, umfassende und e�ektive Strategien anzubieten. Vgl. OECD
(2013b). Siehe auÿerdem zu den Beschlüssen der G20 Staaten G20 (2013a,b).

16Vgl. OECD (2010).
17Vgl. zur Implementierung in verschiedenen Ländern bspw. Grotherr (2005a,b); Markham (2006); Kramer
(2007); Feinschreiber/Kent (2009a,b,c,d).
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I Einleitung

dem Fremdvergleichsgrundsatz entsprechende Methode der Verrechnungspreisbestimmung

zu erreichen. Eine solche Vereinbarung kann für festgelegte Geschäftsvorfälle in einem be-

stimmten Zeitraum abgeschlossen werden.18

Investoren können mit Hilfe von ATRs und APAs, die vor Durchführung von Investitions-

projekten eine rechtsverbindliche Beurteilung des steuerlichen Sachverhalts ermöglichen, die

steuerlichen Folgen von Investitionsalternativen rechtssicher in ihre Entscheidungskalküle

integrieren. Steuerliche Rechtsunsicherheit kann somit vermieden oder zumindest reduziert

werden.

Die unter dem Titel der vorliegenden Arbeit zusammengefassten analytisch-theoretischen

Beiträge untersuchen die E�ekte von ATRs und APAs im Kontext von Investitionsentschei-

dungen von Steuerp�ichtigen. Alle vier Beiträge analysieren die Attraktivität solcher �ska-

lischer Instrumente zur Reduzierung von Rechtsunsicherheit. Indem die Unsicherheit über

steuerliche Folgen sowie die Möglichkeit der Beseitigung bzw. Reduzierung von Rechtsun-

sicherheit mit Hilfe von ATRs und APAs approximativ in Investitionskalkülen von Steuer-

p�ichtigen erfasst wird, bieten diese Beiträge Investoren eine wichtige Entscheidungsunter-

stützung bei der Planung zukünftiger Investitionsprojekte, deren steuerlichen Folgen unsi-

cher sind. Die Beiträge schlieÿen auf diese Weise eine Forschungslücke und erlauben zugleich

Einblicke in die grundsätzlichen betriebswirtschaftlichen Wirkungsmechanismen von Instru-

menten zur Reduzierung von steuerlicher Rechtsunsicherheit.

Die vorliegende Arbeit gliedert sich in die Abschnitte II und III. Ersterer umfasst die Beiträge

A (Economic analysis of advance tax rulings) und B (Do investors request advance tax

rulings to alleviate tax risk (and do tax authorities provide them)? A joint taxpayers and

tax authorities' view on investment behavior), die die Attraktivität von ATRs analysieren.

Im Anschluss �nden sich im dritten Abschnitt die Beiträge zur Attraktivität von APAs.

Dies sind im Einzelnen Beitrag C mit dem Titel Advance Pricing Agreements (APAs) als

Instrument zur Vermeidung von Verrechnungspreiskon�ikten � eine kritische Betrachtung

und Beitrag D mit dem Titel Should multinational companies request an advance pricing

18Vgl. BMF (2006), S. 5.
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I Einleitung

agreement (APA)� or shouldn't they?.

Die Beiträge A (Economic analysis of advance tax rulings) und B (Do investors request ad-

vance tax rulings to alleviate tax risk (and do tax authorities provide them)? A joint taxpayers

and tax authorities' view on investment behavior) untersuchen ökonomische Implikationen

von ATRs. Mit Hilfe eines binomialen Modells analysieren beide Beiträge aus einzelwirt-

schaftlicher Sicht, unter welchen Bedingungen Steuerp�ichtige ATRs nachfragen und welche

Gebühr sie maximal zu zahlen bereit sind, um Rechtssicherheit über die steuerlichen Folgen

eines zukünftigen Investitionsprojekts zu erlangen. Es zeigt sich, dass Investoren nur im Fall

kleiner Kapitalwerte bereit sind, eine positive Gebühr für das Einholen von ATRs und somit

für die Erlangung von Rechtssicherheit zu zahlen. Die intuitive ökonomische Erklärung dieses

Ergebnisses �ndet sich darin, dass Investoren bei Investitionsprojekten, die hohe Kapitalwer-

te erwirtschaften, nicht bereit sind, für steuerliche Rechtssicherheit zu bezahlen, da sie solche

Investitionsprojekte unabhängig von der steuerlichen Behandlung durchführen. Im Weiteren

untersuchen die beiden Beiträge zur Attraktivität von ATRs jeweils ausgehend von dem

vorgestellten binomialen Grundmodell eines Investors unterschiedliche Forschungsfragen.

Im zweiten Teil des Beitrags A, der auch erste Einblicke in das unterschiedliche Verhal-

ten von risikoneutralen und risikoaversen Investoren beim Einholen eines ATRs gewährt,

steht ein Vergleich zwischen der Möglichkeit, externe Berater zur Abklärung der steuer-

lichen Folgen eines geplanten Investitionsprojekts zu engagieren, und dem Einholen eines

ATRs im Mittelpunkt. Externe Berater können zwar keine Rechtssicherheit über die steuer-

lichen Konsequenzen bieten, sie können allerdings durch die Bescha�ung weiterer relevanter

Informationen helfen, die Einschätzung der steuerlichen Folgen zu verbessern. Es wird deut-

lich, das die maximale Gebühr, die Steuerp�ichtige für die Unterstützung durch externe

Berater aufzuwenden bereit sind, geringer ist als die maximale Gebühr für ein ATR. Ur-

sächlich hierfür ist gerade, dass die Informationen des Beraters zwar zu einer Verbesserung

der Einschätzung der steuerlichen Folgen und somit zu geringerer Rechtsunsicherheit führen

können, nicht aber zu Rechtssicherheit, die durch das Einholen eines ATRs erlangt werden

kann. Zur weiteren Entscheidungsunterstützung von Investoren werden schlieÿlich die Un-
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I Einleitung

tersuchungen zu ATRs und zur Informationsbescha�ung durch externe Berater miteinander

verbunden. Dieses Vorgehen ermöglicht die Ermittlung einer Gebühr, die Steuerp�ichtige

für die weitere Informationsbescha�ung durch externe Berater maximal zahlen sollten, so-

fern Steuerbehörden eine �xe Gebühr für ATRs festgelegt haben.

Während Beitrag A auf die Perspektive von Steuerp�ichtigen abstellt, bezieht der aus die-

sem hervorgegangene Beitrag B die Perspektive der Steuerbehörden in die Untersuchung

mit ein. Gerade dieser Einbezug der steuerbehördlichen Perspektive stellt eine wesentli-

che Weiterentwicklung des Beitrags A und damit eine Neuausrichtung der Forschungsfrage

dar. Das Ergebnis aus Beitrag A, dass Investoren ATRs nachfragen, wenn die Gebühr ei-

ner solchen rechtsverbindlichen Auskunft einen bestimmten Wert nicht überschreitet, wird

in Beitrag B in das steuereinnahmenmaximierende Kalkül von Steuerbehörden integriert.

Ziel ist die Beantwortung der Frage, ob und unter welchen Bedingungen Steuerbehörden

ATRs anbieten, wenn diese ihrerseits das Kalkül des Steuerp�ichtigen antizipieren. Es zeigt

sich, dass Steuerbehörden ATRs üblicherweise nur dann anbieten, wenn sie dadurch ihre

Betriebsprüfungskosten signi�kant reduzieren oder die Fehlerentdeckungswahrscheinlichkeit

bei steuerlichen Sachverhalten erhöhen können. Andernfalls sind ATRs für Steuerbehörden

nur dann vorteilhaft, wenn sie diese auf bestimmte Investitionsprojekte beschränken oder

wenn sie investitionsspezi�sche Gebühren erheben. Der Beitrag liefert neue Erklärungen da-

für, warum ATRs weniger nachgefragt werden als vor dem Hintergrund hoher existierender

Rechtsunsicherheit erwartet werden kann. Darüber hinaus können die Ergebnisse helfen, das

Design von ATRs zukünftig zu verbessern.

Beide Beiträge zu ATRs erweitern die Literatur, die ökonomische Implikationen von Instru-

menten zur Reduzierung von Rechtsunsicherheit untersucht, wie bspw. Givati (2009). Mit

Hilfe einer Analyse der strategischen Überlegungen von Steuerp�ichtigen hinsichtlich der

Frage, ob diese ATRs abschlieÿen sollten oder nicht, erklärt Givati (2009) die seltene Nach-

frage nach solchen Instrumenten in den USA. Der Autor zeigt, dass strategische Nachteile

von ATRs (z. B. ein erhöhtes Untersuchungsrisiko oder ein durch das Expertenwissen der

Prüfer erhöhtes Erkennungsrisiko) die Vorteile (z. B. die Vermeidung von Strafzahlungen)
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I Einleitung

überwiegen. Im Gegensatz zu Givatis (2009) qualitativen strategischen Überlegungen liefern

die Beiträge A und B Erklärungen für die seltene Nachfrage nach ATRs mit Hilfe eines

quantitativen Modells, das aus einzelwirtschaftlicher Sicht die Kosten und den Nutzen von

ATRs im Entscheidungsprozess von Investoren untersucht. Darüber hinaus gewährt Beitrag

A erste Einblicke in die unterschiedlichen Entscheidungsprozesse von risikoneutralen und ri-

sikoaversen Investoren beim Einholen eines ATRs. Auÿerdem bietet der Beitrag Investoren

Entscheidungsunterstützung bei der Wahl zwischen dem Einholen eines ATRs und externer

Steuerberatung. Beitrag B erweitert die Untersuchung um die Perspektive der Steuerbehör-

de, so dass zusätzlich eine Ableitung von Szenarien und Gebührengestaltungen von ATRs

möglich ist, die zu einer erhöhten Nachfrage nach solchen Instrumenten führt.

De Simone/Sansing/Seidman (2013) untersuchen die Attraktivität von sogenannten �enhan-

ced relationship tax compliance programs�, in deren Rahmen Steuerp�ichtige vor Abgabe

ihrer Steuererklärung den Steuerbehörden signi�kant unsichere Steuerpositionen o�enlegen.

Gleichzeitig bieten die Steuerbehörden eine zeitnahe Lösung für diese unsicheren Positionen

und garantieren, dass ebendiese Positionen im Rahmen einer Betriebsprüfung nicht infra-

ge gestellt werden. Mit Hilfe eines spieltheoretischen Ansatzes identi�zieren die Autoren

Szenarien, in denen solche Programme für Steuerp�ichtige und Steuerbehörden aufgrund ge-

ringerer Betriebsprüfungs- und Compliancekosten gleichermaÿen vorteilhaft sind. Während

�enhanced relationship tax compliance programs� die Lösung unsicherer Steuerpositionen

für bestehende Sachverhalte verfolgen, bieten ATRs Steuerp�ichtigen Rechtssicherheit be-

vor Investitionsentscheidungen getro�en werden. Folglich und im Gegensatz zu De Simo-

ne/Sansing/Seidman (2013) analysieren die Beiträge A und B die Kosten sowie den Nutzen

der Unsicherheitsreduzierung bzw. -vermeidung durch ATRs im Entscheidungsprozess von

Investoren. In Beitrag B werden zusätzlich, basierend auf der maximalen Gebühr von Steu-

erp�ichtigen, kritische Faktoren aufgezeigt, die die Entscheidung von Steuerbehörden, ATRs

anzubieten, beein�ussen. So ist es möglich, Szenarien zu identi�zieren, in denen das An-

gebot von ATRs für Steuerbehörden, die das Verhalten von Steuerp�ichtigen antizipieren,

vorteilhaft ist. Insbesondere können auch Design-Optionen hergeleitet werden, die zu einer

gröÿeren Nachfrage und einem gröÿeren Angebot von ATRs führen.
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Auÿerdem erweitern die Beiträge (und hier insbesondere Beitrag A) die existierende Litera-

tur zur Nachfrage nach (steuerlicher) Beratung. Ähnlich zu den im Rahmen dieser Arbeit

vorgestellten Studien zu ATRs untersucht Shavell (1988) Handlungen, die möglicherwei-

se negative Konsequenzen für beteiligte Individuen haben können. Der Autor kommt zu

dem Ergebnis, dass Individuen sich an den betrachteten Handlungen beteiligen, wenn die

Vorteile die erwarteten Sanktionen überwiegen. Individuen fragen rechtliche Beratung dann

nach, wenn der erwartete Wert der Beratung, der sich mit Hilfe der Wahrscheinlichkeit,

dass Individuen die Entscheidung über die Durchführung einer Handlung ändern, bestim-

men lässt, die Kosten übersteigt. Beck/Jung (1989) zeigen des Weiteren, dass die Nachfrage

nach steuerlicher Beratung zur Reduzierung von steuerlicher Unsicherheit von der Prüfungs-

wahrscheinlichkeit, der Höhe möglicher Sanktionen und dem Steuersatz abhängt. Auÿerdem

zeigen Beck/Davis/Jung (1996), dass Steuerp�ichtige mit steigender Rechtsunsicherheit häu-

�ger Steuerberatungsleistungen nachfragen. Frischmann/Frees (1999) weisen empirisch nach,

dass Steuerp�ichtige Steuerberatungsleistungen nachfragen, um Zeit zu sparen und sich vor

Unsicherheit zu schützen. In Übereinstimmung mit diesen Studien �nden die Beiträge A

und B ebenfalls eine hohe Bereitschaft von Steuerp�ichtigen, für Informationen (ATRs) zu

zahlen, wenn die nachsteuerliche Rendite einer hohen Volatilität ausgesetzt ist.

Auch die Literatur, die die E�ekte zusätzlicher Informationen auf die Steuercompliance un-

tersucht, wird durch die Analyse des Beitrags B erweitert. Sansing (1993) untersucht die

Informationsbescha�ung von Steuerbehörden zur Verbesserung ihrer Prüfentscheidungen.

Der Autor weist nach, dass eine solche Informationsbescha�ung häu�g keinen E�ekt auf

die erwarteten Steuereinnahmen hat. Auÿerdem untersuchen Beck/Davis/Jung (2000) in ei-

nem spieltheoretischen Kontext die E�ekte von Sanktionsbefreiungen für Steuerp�ichtige,

die fragwürdige steuerliche Positionen freiwillig den Steuerbehörden o�enlegen. Die Autoren

zeigen, dass die Bekanntgabe von Informationen die Erhebungskosten und Steuereinnahmen

positiv oder negativ beein�ussen kann. Sanktionsbefreiungen stellen häu�g kein e�ektives

Instrument zur Erhöhung von Steuereinnahmen dar. Die Ergebnisse dieser beiden Studien

stimmen mit den Ergebnissen des Beitrags B insofern überein, dass Steuerbehörden häu�g

nicht besser gestellt sind, wenn sie Steuerp�ichtigen Rechtssicherheit bieten. Sansing (1993)
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und Beck/Davis/Jung(2000) gewähren allerdings keine Einblicke in die Möglichkeit von Steu-

erp�ichtigen, Rechtsunsicherheit vor Durchführung einer Investition zu vermeiden. Sie un-

tersuchen vielmehr die Möglichkeit von Steuerbehörden, Informationen zur Verbesserung

von Betriebsprüfungsentscheidungen zu bescha�en, sowie die Möglichkeit einer freiwilligen

O�enlegung von unsicheren Steuerpositionen, also eine Entscheidung über die steuerliche Re-

chenschaftslegung. Darüber hinaus nutzen Mills/Robinson/Sansing (2010) einen spieltheo-

retischen Ansatz, um die E�ekte der durch das Financial Standards Board verö�entlichten

Interpretation zu �Accounting for Uncertainty in Income Taxes� (FIN 48) auf die strategische

Interaktion zwischen börsennotierten Unternehmen und den Steuerbehörden zu analysieren.

Die Autoren zeigen, dass Steuerp�ichtige, die verp�ichtet sind, Verbindlichkeiten für unsiche-

re Steuervorteile in ihren Jahresabschlüssen o�enzulegen, nicht notwendigerweise durch FIN

48 geschädigt werden. Darüber hinaus zeigen sie, dass diese Verbindlichkeiten relativ zu den

erwarteten Zahlungen über- oder unterbewertet werden. Wie in der Steuercompliance und

Steueraggressivitätsliteratur allgemein üblich, betrachtenMills/Robinson/Sansing (2010) ei-

ne obligatorische O�enlegung von unsicheren Steuervorteilen nach Durchführung von In-

vestitionen, während in Beitrag B ein Instrument untersucht wird, das Steuerp�ichtigen

ermöglicht, vor Durchführung von Investitionen Rechtsunsicherheit zu vermeiden. Dennoch

können auch in Beitrag B keine eindeutigen E�ekte von Informationen durch Steuerp�ichtige

innerhalb des ATR-Prozesses gefunden werden. Eine gleichzeitige Reduzierung steuerlicher

Unsicherheit und erhöhte Informationsmöglichkeiten sind nicht notwendigerweise vorteilhaft

für die beteiligten Parteien.

Die vorgestellten Studien weisen darauf hin, dass das Einholen von Informationen durch

Experten über unsichere steuerliche Konsequenzen, ähnlich wie das Einholen eines ATRs,

zu reduzierter Rechtsunsicherheit führt. Vor diesem Hintergrund sollen die Beiträge A und

B zeigen, ob und unter welchen Bedingungen die Nachfrage und das Angebot von ATRs

übereinstimmen und ob ATRs hilfreich sind, das Investitionsumfeld zu verbessern. Die Bei-

träge ermöglichen somit Entscheidungsunterstützung für Investoren über das Einholen von

ATRs (und externer Steuerberatung) sowie Anhaltspunkte für mögliche Ausgestaltungen

von ATRs durch Steuerbehörden.
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Die Beiträge C (Advance Pricing Agreements (APAs) als Instrument zur Vermeidung von

Verrechnungspreiskon�ikten � eine kritische Betrachtung) und D (Should multinational

companies request an advance pricing agreement (APA) � or shouldn't they? ) betrach-

ten APAs im Kontext unternehmerischer Investitionsentscheidungen. Beitrag C diskutiert

APAs unter Berücksichtigung ökonomischer Ergebnisse aus der betriebswirtschaftlichen For-

schung kritisch und geht insbesondere der Frage nach, ob APAs dazu geeignet sind, Rechts-

unsicherheit bei der (grenzüberschreitenden) Verrechnungspreisgestaltung in betriebswirt-

schaftlich sinnvoller Weise zu reduzieren bzw. zu vermeiden. Zu diesem Zweck werden die

entscheidungsrelevanten Faktoren, die für den Abschluss eines APAs von Bedeutung sind,

identi�ziert und analysiert. Es wird deutlich, dass insbesondere mögliche Kosten eines APA-

Abschlusses (z. B. eine Gebühr zur Einleitung des Verfahrens, Kosten für interne Ressourcen

und externe Berater zur Vorbereitung des APA-Antrags und zur Erfüllung der Dokumenta-

tionserfordernisse), eine lange durchschnittliche Verfahrensdauer des APA-Prozesses und die

Festlegung und Einhaltung von sogenannten Gültigkeitsbedingungen kritische Faktoren bei

der Erlangung von Rechtssicherheit durch APAs darstellen können. Ob der Abschluss eines

APAs sinnvoll ist, sollten und können multinationale Unternehmen unter Berücksichtigung

der betrachteten Faktoren unternehmensindividuell und einzelfallabhängig beurteilen.

Beitrag D untersucht anschlieÿend, unter Verwendung eines Modells mit �exibler Investi-

tionsplanung, die Frage, ob und unter welchen Bedingungen multinationale Unternehmen

APAs abschlieÿen sollten. Dazu wird mit Hilfe der Analyse der Entscheidung eines multi-

nationalen Unternehmens, in ein Tochterunternehmen im niedriger besteuerten Ausland zu

investieren, ein APA-Prozess veranschaulicht. In diesem Zusammenhang wird unter Berück-

sichtigung von Steuersatzdi�erenzen in den beteiligten Ländern der zugrundeliegende Mecha-

nismus zwischen der unsicheren sofortigen Investition und der durch das Einholen eines APAs

verzögerten Investition untersucht. Es wird gezeigt, dass multinationale Unternehmen den

Abschluss von APAs im Fall von Investitionsprojekten mit kleinen Kapitalwerten erwägen

sollten, wenn, bei einer sofortigen Investition, hohe Doppelbesteuerung möglich ist und die

Steuersatzdi�erenzen zwischen den beteiligten Ländern hoch sind. Darüber hinaus nimmt die

relative Attraktivität von APAs bei steigender möglicher Doppelbesteuerung und steigenden
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Steuersatzdi�erenzen zu. Nichtsdestotrotz existieren gegenläu�ge E�ekte, die multinationale

Unternehmen bei der Entscheidung über den Abschluss eines APAs beachten sollten. Dabei

spielen Zeite�ekte, die sich durch verzögerte Investitionen im Fall lang zu verhandelnder

APAs ergeben, sowie Gebührene�ekte eine wichtige Rolle.

Die Erkenntnisse der Beiträge C und D können Unternehmen bei ihrer Entscheidung, ein

APA nachzufragen, unterstützen. Auÿerdem können diese als Ausgangspunkt für Steuerbe-

hörden dienen, APAs unter Berücksichtigung der unternehmerischen Perspektive e�ektiver

zu gestalten.

Beide Beiträge erweitern die Literatur zu den ökonomischen Implikationen von APAs. Hierzu

zählt Brem (2003), der mit Hilfe von APAs den Wechsel von einer bürokratischen Vorgehens-

weise (ex post) zu einer Kooperation (ex ante) zwischen Steuerp�ichtigen und den beteiligten

Steuerbehörden untersucht. Unter Rückgri� auf den Transaktionskostenansatz kommt er zu

dem Ergebnis, dass Kooperation bei zweiseitiger asymmetrischer Information hohe Rechts-

unsicherheit beseitigen kann. Mit Hilfe eines spieltheoretischen Ansatzes analysiert Tomoha-

ra (2004) die Ine�zienz von Produktionsentscheidungen multinationaler Unternehmen bei

bilateralen APAs. In einem Szenario, in dem keine Informationsasymmetrie bezüglich des

Verrechnungspreises existiert, da sich die Steuerbehörden und das Unternehmen mit Hilfe

eines bilateralen APAs auf eine Verrechnungspreismethode geeinigt haben, zeigt der Autor

ine�ziente Produktionsverschiebungen auf, die aus den Steuersatzdi�erenzen zwischen den

Ländern resultieren. Um ihre Gesamtsteuerlast zu reduzieren, passen multinationale Unter-

nehmen den Output in der Weise an, dass mehr Gewinn in dem Land mit dem niedrigeren

Steuersatz erwirtschaftet wird. Tomohara (2004) folgert, dass Steuerbehörden bei der Koor-

dination von bilateralen APAs zur Vermeidung von ine�zienten Produktionsentscheidungen

übereinstimmende Steuersätze erwägen sollten. De Waegenaere/Sansing/Wielhouwer (2007)

untersuchen mit Hilfe eines spieltheoretischen Ansatzes zur Steuercompliance den Nutzen

von bilateralen APAs zur Lösung von Verrechnungspreiskon�ikten zwischen einem Steuer-

zahler und zwei Steuerbehörden. Die Autoren zeigen, dass ein Zustandekommen eines APAs

wahrscheinlicher ist, je niedriger das möglicherweise doppelt besteuerte Einkommen und je
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höher die Di�erenz der Steuersätze in den beiden Ländern ist. Ein APA wird dann durchge-

führt, wenn hierdurch die Compliancekosten reduziert werden können. Dies ist eine notwen-

dige, aber keine hinreichende Bedingung. Im Vergleich zu einem Szenario, in dem es keine

APA-Verfahrensregeln gibt, kann bereits die Möglichkeit, ein bilaterales APA abschlieÿen zu

können, die Compliancekosten erhöhen. Dies ist dann denkbar, wenn eine unterlassene Bean-

tragung eines APAs als Signal aufgefasst wird, welches von der Steuerbehörde so interpretiert

wird, dass diese den Steuerp�ichtigen intensiver prüft als anderenfalls üblich. Unter Rückgri�

auf strategische Überlegungen von Steuerp�ichtigen dazu, ob ein APA abgeschlossen werden

soll oder nicht, erklärt Givati (2009) die seltene Nachfrage nach APAs in den USA. Der

Autor kommt zu dem Ergebnis, dass die strategischen Nachteile eines Abschlusses, wie die

lange Verhandlungsdauer, das Expertenwissen aufgrund der Prüfung der Verrechnungspreis-

methode durch ein spezielles APA-Team sowie die Wahrscheinlichkeit einer detaillierteren

Untersuchung der Methode, im Vergleich zu einer Betriebsprüfung die Vorteile, wie etwa die

Vermeidung von Strafzinsen, überwiegen.

Die wenigen bisher vorliegenden empirischen Arbeiten zu Advance Pricing Agreements nut-

zen Daten aus Surveys bzw. Befragungen. Borkowski (1993, 1996) schlussfolgert auf der Basis

einer Auswertung von Befragungen in U.S.-Unternehmen, dass umfangreiche Informations-

und Dokumentationserfordernisse sowie Kosten für ein APA für die befragten Unternehmen

Gründe darstellen, kein APA zu verhandeln. In der verarbeitenden Industrie kommen bei

einer Befragung von multinationalen Unternehmen in Kanada, Deutschland, Japan, Groÿ-

britannien und den USA Zweifel an der Vertraulichkeit der in der Dokumentation preis-

gegebenen Daten hinzu. Borkowski (2008) untersucht für die Paci�c Association of Tax

Administrators (PATA)-Region, ob transparente Durchführungsregeln zum APA-Verfahren

Ein�uss auf den Gebrauch und die E�zienz (APA-Status) von APAs haben. Sie kommt zu

dem Ergebnis, dass APAs für multinationale Unternehmen in der Region durch die steigen-

de Transparenz attraktiver werden. Eine schnellere und kostengünstigere Abwicklung von

APA-Verfahren seitens der Steuerbehörden im Vergleich zur Situation ohne spezielle Durch-

führungsregeln kann die Autorin hingegen nicht belegen. Durch die Verp�ichtung nach FIN

48, unsichere Steuerpositionen in Jahresabschlüssen darzulegen, erhalten die Steuerbehörden
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die Möglichkeit, (unternehmens)relevante Verrechnungspreisthemen zu identi�zieren und in

einer Betriebsprüfung detailliert zu untersuchen. Vor diesem Hintergrund schlägt Capuzzi

(2010) in einem Kommentar vor, den APA-Prozess zur Reduzierung der Unsicherheit bei

der Erstellung der FIN 48 Analyse zu nutzen. Borkowski/Ga�ney (2012a) untersuchen in

diesem Zusammenhang den E�ekt von FIN 48 auf die APA-Aktivität von Unternehmen in

der PATA-Region empirisch anhand einer Inhaltsanalyse. Die Autorinnen zeigen, dass die

Einführung von FIN 48 zu tendenziell mehr Abschlüssen von APAs führt. Auch mit Hilfe

einer Befragung von Unternehmen in der PATA-Region weisen Borkowski/Ga�ney (2012b)

den Anstieg von APA-Abschlüssen nach der Einführung von FIN 48 nach. Darüber hinaus

untersuchen die Autorinnen, ob Unternehmen durch den Abschluss von APAs ihr Betrieb-

sprüfungsrisiko erfolgreich reduzieren können. Für den erwarteten Zusammenhang zwischen

APAs und der Reduzierung des Betriebsprüfungsrisikos können Borkowski/Ga�ney (2012b)

allerdings keine belastbare Evidenz �nden.Whitford (2010) untersucht am Beispiel von APAs

empirisch für 47 Länder, unter welchen Voraussetzungen Regierungen regulatorische Unsi-

cherheit beseitigen. Hohe Direktinvestitionen erhöhen die Wahrscheinlichkeit für eine Ein-

führung von APAs zur Reduktion der Verrechnungspreisunsicherheit. Dabei wird deutlich,

dass dieser E�ekt bei Direktinvestitionen, die aus dem Inland ins Ausland �ieÿen, gröÿer ist

als bei denen, die in ein Land hinein�ieÿen. Auÿerdem �ndetWhitford (2010) unter anderem

Hinweise dafür, dass Länder mit hohen Körperschaftsteuersätzen eher eine Einigung auf dem

Wege eines APAs ermöglichen als solche mit niedrigen Körperschaftsteuersätzen.

Die genannten Studien zeigen, dass APAs unter bestimmten Bedingungen (z. B. der Reduk-

tion von Transaktions- und Compliancekosten) ein nützliches Instrument zur Erhöhung von

Rechtssicherheit und zur Lösung von Verrechnungspreiskon�ikten sein können. Sie geben

auÿerdem Einblicke, wie APAs e�zient entwickelt werden sollten und welche Länder APAs

mit höherer Wahrscheinlichkeit anbieten. Auÿerdem werden die Gründe, aus denen Unter-

nehmen APAs nachfragen, empirisch hervorgehoben. Die in Beitrag C adressierte Frage, ob

bzw. unter welchen Bedingungen APAs dazu geeignet sind, Rechtsunsicherheit bei der (grenz-

überschreitenden) Verrechnungspreisgestaltung in betriebswirtschaftlich sinnvoller Weise zu

reduzieren bzw. zu vermeiden, ist allerdings bisher weitgehend unbeantwortet geblieben. Der
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Beitrag zeigt, dass insbesondere die Faktoren Kosten, Verfahrensdauer und Gültigkeitsbedin-

gungen kritische Punkte bei Abschluss eines APAs darstellen können. Die Entscheidung über

die Durchführung eines APAs ist unter Berücksichtigung dieser Ein�ussfaktoren von jedem

multinationalen Unternehmen einzelfallabhängig zu tre�en. Die Unternehmen sollten die

Kosten eines APAs mit den Kosten einer traditionellen Vorgehensweise (Durchführung der

unternehmensinternen Transaktion, Festlegung eines Verrechnungspreises und Dokumentati-

onserstellung, Betriebsprüfung und evt. Kon�iktbeilegung) vergleichen. Sie sollten abwägen,

ob die lange Verfahrensdauer ihre Investitionspläne hemmen kann, und ob die Gültigkeits-

bedingungen, die in einem APA vereinbart werden müssen, in der Weise festgelegt werden

können, dass Abweichungen unwahrscheinlich werden und somit die Gültigkeit des APAs ge-

sichert wird. Anhand eines Vergleichs der bisher vorherrschenden APA-Vorschriften mit den

neuen australischen Regelungen wird gezeigt, dass die Faktoren Kosten und Verfahrensdauer

durch die Einführung di�erenzierter APA-Produkte, die anhand des beinhalteten Risikos un-

terschieden werden, reduziert werden können. Auch existieren, abgesehen von Givatis (2009)

qualitativen strategischen Überlegungen, keine, insbesondere quantitative, Studien, die APAs

aus der Perspektive von Unternehmen untersuchen. Um diese Forschungslücke zu schlieÿen,

untersucht Beitrag D APAs vor einem mikroökonomischen Hintergrund zur Beantwortung

der Frage, ob und unter welchen Bedingungen der Abschluss eines APAs sinnvoll ist. Es

wird deutlich, dass Unternehmen, die vor der Entscheidung stehen, Investitionsprojekte mit

niedrigen vorsteuerlichen Cash�ows durchzuführen, einen APA-Abschluss erwägen sollten,

wenn hohe mögliche Doppelbesteuerung und hohe Steuersatzdi�erenzen in den beteiligten

Ländern gegenläu�ge Zeit- und Gebührene�ekte überwiegen.
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A Economic analysis of advance tax rulings

Abstract

zu

Economic analysis of advance tax rulings

This paper aims to analyze the impact of applying for an advance tax ruling and of examining
complex tax issues with the help of an external consultant on the investor's decision to invest
when the environment is uncertain. Using decision theory, we �rst determine the maximum
fee an investor is willing to pay for such a ruling or consultation in order to �rm up the
investment decision. We expand our analysis by assisting the potential investor in deciding
on the maximum fee he is willing to pay for a consultation when the fee for an advance tax
ruling is set by law.

Der Beitrag untersucht den Ein�uss von Advance Tax Rulings bzw. verbindlichen Auskünften
und der Informationsbescha�ung für komplexe steuerliche Sachverhalte durch externe Bera-
ter auf die Investitionsentscheidungen von Steuerp�ichtigen in einem unsicheren steuerlichen
Umfeld. Zuerst bestimmen wir mit Hilfe eines binomialen Modells die maximale Gebühr,
die Investoren für das Einholen einer verbindlichen Auskunft oder die Informationsbeschaf-
fung durch einen externen Berater aufzuwenden bereit sind. Wir erweitern unsere Analyse
mit dem Ziel, potenziellen Investoren Entscheidungsunterstützung bei der Bestimmung der
maximalen Gebühr für die weitere Informationsbescha�ung durch externe Berater zu geben,
wenn die Gebühr für eine verbindliche Auskunft durch die Steuerbehörden festgelegt ist.
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B Do investors request ATRs to alleviate tax risk?

Abstract

zu

Do investors request advance tax rulings to alleviate tax risk (and do tax authorities provide
them)? A joint taxpayers' and tax authorities' view on investment behavior

Tax uncertainty often negatively a�ects investment. Advance tax rulings (ATRs) are com-
monly used to provide tax certainty. We analyze ATRs from the taxpayers' and tax authori-
ties' perspectives. Investors request ATRs if the fee does not exceed a certain threshold. We
integrate this �nding into the tax authorities' decision whether to o�er ATRs. We �nd that
ATRs are usually only o�ered if tax authorities are capable of signi�cantly reducing their tax
audit costs or increasing the detection probability. Otherwise, ATRs may be bene�cial only
if the tax authorities restrict them to classes of investments or use investment-speci�c fees.
These results provide new explanations for why advance tax rulings are currently not as in-
tensively requested by taxpayers as expected against the background of high tax uncertainty.
Moreover, the �ndings help to improve the design of advance tax rulings.

Steuerunsicherheit kann das Investitionsverhalten von Steuerp�ichtigen negativ beein�us-
sen. Advance Tax Rulings (ATRs) werden häu�g genutzt, um Rechtssicherheit zu bieten.
Der Beitrag analysiert ATRs aus der Perspektive von Steuerp�ichtigen und Steuerbehörden.
Investoren fragen ATRs nach, wenn die Gebühr einer solchen rechtsverbindlichen Auskunft
einen bestimmten Wert nicht überschreitet. Dieses Ergebnis wird in die Entscheidung der
Steuerbehörde, ATRs anzubieten oder nicht, integriert. Es wird gezeigt, dass Steuerbehörden
ATRs üblicherweise nur dann anbieten, wenn sie dadurch ihre Betriebsprüfungskosten signi-
�kant reduzieren oder die Fehlerentdeckungswahrscheinlichkeit erhöhen können. Andernfalls
sind ATRs für Steuerbehörden nur dann vorteilhaft, wenn sie diese auf bestimmte Investiti-
onsprojekte beschränken oder wenn sie investitionsspezi�sche Gebühren erheben. Der vorlie-
gende Beitrag liefert neue Erklärungen dafür, warum ATRs weniger nachgefragt werden als
vor dem Hintergrund hoher existierender Rechtsunsicherheit erwartet werden kann. Darüber
hinaus können die Ergebnisse helfen, das Design von ATRs zukünftig zu verbessern.
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C APAs als Instrument zur Vermeidung von Verrechnungspreiskon�ikten

Abstract

zu

Advance Pricing Agreements (APAs) als Instrument zur Vermeidung von
Verrechnungspreiskon�ikten � eine kritische Betrachtung

Der vorliegende Beitrag diskutiert APAs unter Berücksichtigung ökonomischer Ergebnisse
aus der betriebswirtschaftlichen Forschung kritisch und geht insbesondere der Frage nach, ob
APAs dazu geeignet sind, Rechtsunsicherheit bei der (grenzüberschreitenden) Verrechnungs-
preisgestaltung in betriebswirtschaftlich sinnvoller Weise zu reduzieren bzw. zu vermeiden.
Zu diesem Zweck werden die entscheidungsrelevanten Faktoren, die für den Abschluss eines
APAs von Bedeutung sind, identi�ziert und analysiert. Es wird deutlich, dass insbesondere
mögliche Kosten eines APA-Abschlusses, eine lange durchschnittliche Verfahrensdauer des
APA-Prozesses und die Festlegung und Einhaltung von sogenannten Gültigkeitsbedingungen
kritische Faktoren bei der Erlangung von Rechtssicherheit durch APAs darstellen können.
Ob der Abschluss eines APAs sinnvoll ist, sollten multinationale Unternehmen unter Be-
rücksichtigung der betrachteten Faktoren unternehmensindividuell und einzelfallabhängig
beurteilen.

We critically discuss APAs considering economic �ndings of business research. In particular,
we examine, if APAs are suitable to reduce or avoid legal uncertainty regarding the determi-
nation of (cross-border) transfer prices in an economically meaningful way. For this purpose
we identify and analyze crucial factors that are relevant for the decision to request an APA.
We �nd that in particular possible costs of an APA, a long average duration of the APA-
proceedings and the determination of and compliance with so-called critical assumptions
are crucial factors of obtaining legal certainty when requesting an APA. By considering the
examined factors multinational companies should individually and for every particular case
assess if requesting an APA is worthwhile.
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Abstract

zu

Should multinational companies request an advance pricing agreement (APA) � or
shouldn't they?

Advance Pricing Agreements (APAs) are commonly used by multinational groups to gain
certainty about their transfer prices for tax purposes. I focus on a multinational company that
invests in a foreign subsidiary in a low-tax country. Applying a binomial model for �exible
investment planning, I analyze whether and under what circumstances the multinational
company should consider requesting an APA. I show that APAs are worth considering when
high double taxation may arise and when the tax rates in the involved countries di�er
su�ciently to outweigh the drawbacks associated with time and fee e�ects. Furthermore,
I �nd that increasing double taxation and an increasing tax rate di�erential increase the
relative attractiveness of an APA request. That said, multinational companies need to also
control for opposing e�ects when considering an APA request.

Multinationale Investoren nutzen häu�g Advance Pricing Agreements (APAs), um Rechts-
sicherheit über die Gestaltung ihrer grenzüberschreitenden steuerlichen Verrechnungspreise
zu erlangen. Der Beitrag untersucht ein multinationales Unternehmen, das in ein Tochter-
unternehmen in einem niedriger besteuerten Ausland investiert. Mit Hilfe eines binomialen
Modells mit �exibler Investitionsplanung wird analysiert, ob und unter welchen Bedingungen
multinationale Unternehmen APAs abschlieÿen sollten. Es wird gezeigt, dass multinationa-
le Unternehmen den Abschluss von APAs erwägen sollten, wenn hohe Doppelbesteuerung
auftreten kann und wenn die Steuersatzdi�erenzen in den beteiligten Ländern hoch sind,
so dass die Nachteile aus Zeit- und Gebührene�ekten aufgewogen werden. Darüber hinaus
nimmt die relative Attraktivität von APAs bei steigender Doppelbesteuerung und steigenden
Steuersatzdi�erenzen zu. Nichtsdestotrotz existieren gegenläu�ge E�ekte, die multinationale
Unternehmen bei der Entscheidung über den Abschluss eines APAs beachten sollten.
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